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,^4m 9. November1918 standen zweiRepublik-Modellezur Wahl. Das
eine basierte aufder Ideeeiner freiheitlich-parlamentarischen Demo-
kratie, dasandereaufdereines rätekonformen sozialistischenSystems"

(MichaelSalewski, KielerNachrichten,Nr.260, 7.11.1998).1

Im Jahre 1998 häuften sich die Gedenktage an große Ereignisse.Nur ei-
nige seiengenannt:350 Jahre Westfälischer Frieden, 150 Jahre deutsche
Revolution,der hundertjährigeTodestagBismarcks -undeben auch80
Jahre Novemberrevolution inDeutschland. Derartige Jubiläen haben -
neben manchmal aufdringlichem und unnötigemRummel-durchaus
ihrGutes:Sie aktualisieren Vergangenesundbringenes einer breiteren
Öffentlichkeit wieder inErinnerung.Das bedeutet aber auch,daß diese
Vergangenheit durchausunterschiedlich beurteilt wird.

Das wiederum ist-umeine Banalität zunennen-eine besondere
Eigenart der Geschichte.Die Vorstellungen über siesindnicht immer
gültig, sondern jedeGeneration kann undmuß immer wiederneue und
andere Fragenan dieGeschichte stellen-und wirdneue Antworten fin-
den. Historische Rekonstruktionen verändern sichmithin.Neue Per-
spektivenergeben sich ausneuen Umständen.Nicht zuletzt wirddie
Sicht durchdie politische Position beeinflußt, die der jeweiligeHistori-
ker einnimmt. Bewähren aber wird sich im Wettstreit die Interpretation
(so sollte es zumindest sein),diedieVergangenheit am plausibelstener-
klärt,den größtenErkenntnisgewinn verspricht und dabei die Ergebnis-
se derbisherigenForschungen sinnvoll integriert.

Aus heutiger Perspektive kann man-und diesen Standpunkt teile
ich-dieRevolution von 1918/19, ihren Verlauf undihre Ergebnissemit
Hochachtung, vielleicht sogarmit Freude betrachten,bereitete sie doch
der demokratischen Weimarer Republik den Boden. Zugleichabermuß
man aufsie wohl auchmiteiner gewissenTrauer schauen. Einer Trauer
darüber, daß dieRevolution wenigererfolgreich war,als siehätte sein
können.Es wurden möglicherweisein den Novembertagendes Jahres
1918 Chancen verschenkt,die die weitere Demokratisierung des Rei-
ches vertieft undgefestigt hätten.Vielleicht wäre den Deutschen-um
hierein wenigzu spekulieren -in einem solchen Falle manches erspart
geblieben.

Die folgenden Überlegungen befassen sich also imbesonderen da-
mit, obin derRevolution alle vorhandenen Handlungsspielräumeaus-
genutztwurden,obdie Chancen wahrgenommenwurden, die in der Si-
tuation desNovembers und Dezembers 1918 lagenund,wenn dasnicht
so war, warum dieRevolutionunvollendet „steckenblieb"und weiterrei-
chende Möglichkeitennicht ausnutzenkonnte. Damit ist das Erkennt-
nisinteresse für diese Überlegungen abgesteckt.

Ein derartigesVorgehenhat,umeine möglicheKritik vorwegzuneh-
men, nichts damit zu tun, daß eine Generation vonspäter geborenenHi-
storikern denZeitgenossenetwaVorwürfe für ihrdamaliges Handeln
machen wollte.Es gehtauch nicht darum, Wissen und Kenntnisseunter-
stellen zu wollen,die die Beteiligten damals (noch)nicht besaßen. Zu
allerletzt wäre beabsichtigt,etwadiemoralische Integrität einzelner
handelnder Personen inFragezu stellen. Es geht „nur"umeine derklas-
sischen Aufgabendes Historikers,dierationale Analyse der Vergangen-
heit.

* Die vorliegende Darstellung stützt sich in
wesentlichen Passagen auf Karl Heinrich
Pohl: Obrigkeitsstaat und Demokratie.
Aspekte der „Revolution,, von1918/19,
in: Hettling, Manfred (Hg.): Revolution in
Deutschland? 1789-1989. Sieben Beiträ-
ge, Göttingen1991,S.46-69; dortouch
weitereexakteLiteraturangaben. Hier wird
in Form eines Essays die damalige Argu-
mentationaufgenommen und weiterge-
führt.

1 Dieses UrteilMichael Salewskis, der sich
in den „Kieler Nachrichten" zu den Ereig-
nissen von 1918/19 äußerte, sei zum An-
laß genommen zu fragen, ob es tatsächlich
nur diese Alternativen gab oder ob nicht
mehr Möglichkeitender Gestaltung des
künftigen Deutschlands vorhanden waren.
Zugleich soll damit eine weitereDiskussion
über die Revolution von 1918/19 ange-
regt werden.
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1.Woran kann manden möglichenErfolg oder Mißerfolg der deutschen
Revolution von 1918/19 messen,kann mandas Ausschöpfenaller ihr in-
newohnenden Möglichkeitenfeststellen? EinWeg wäre, sich mitHilfe
einer Begriffsbestimmungdessen, was in der Wissenschaft unter Revo-
lution verstanden wird,demThemenkomplex anzunähern.Mit derEr-
füllung der „wissenschaftlichen"Definitionsmerkmale hätte man einen
Katalog,an dem der Erfolg konkret meßbar oder aber der Mißerfolg zu
belegen wäre.Mankönnteallerdings auch-dies wäre ein zweitesVer-
fahren-die RevolutioninDeutschlanddaranmessen, obundinwieweit
ihre Ergebnisse dazubeitrugen, Deutschlandim europäischenKontext
neuzupositionieren. Wurde durchdiese Revolution das deutsche Sy-
stem-das imallgemeinenals eine Besonderheit inder westeuropäi-
schenEntwicklung des späten19.Jahrhunderts betrachtet wird-der all-
gemeinenwesteuropäischenEntwicklung„angepaßt"? Wurde aus dem
autoritärenDeutschenReicheineparlamentarische Demokratie wie in
denmeisten westlichen Nachbarländern auch?

Ich möchtemich im folgendenauf das ersteVerfahren stützen,
möchteuntersuchen,inwieweit sich daspolitische,wirtschaftliche und
kulturelle System imDeutschen Reichnach der Revolution veränderte.
Hierbei sollallerdingsdie Diskussionder Frage, obman dabei von einer
„echten"Revolution sprechenkann, eher imHintergrund stehen.Es
geht also nicht inerster Linie um die Erfüllung aller Kriterien einer Re-
volution,sondern umdas Ausmaß derVeränderungenganzallgemein.

Unter einer tiefgreifendenVeränderungwäre einAustausch der
Herrschaftseliten zu verstehen,eine Änderung derpolitischen Institutio-
nenundder ihnenzugrundeliegendenNonnen,verbundenmiteiner
entscheidendenVeränderungwichtiger Komponenten des sozioökono-
mischen Systemsin relativ kurzer Zeit.Gewinner dieserVeränderungen
müßte die Massederbis dahinmit wenigerRechten ausgestatteten
Schichten sein. DieVeränderunghätte insgesamt zumZiel,dieHerr-
schaftslegitimation zu verbreiternundeine Partizipation derMehrheit
derBevölkerunginPolitik,Kulturund Ökonomie deutlich zu erweitern.

Zweifellos hat die Revolution-das ist die Ausgangsbasis der fol-
gendenÜberlegungen -bleibende Zeichen gesetzt,hat aufganz ver-
schiedenen Ebenen Entwicklungenin Deutschlandabgebrochenund be-
endet undauch neueeingeleitet. Insofern kann maninkeinem Fall von
einer grundsätzlichenErfolglosigkeit sprechen.Um einigeBeispiele zu
nennen: Es wurde etwadie Geschichte des autoritärenDeutschen Kai-
serreiches von 1871 beendet undeine neuepolitische Ära eingeleitet
zumindest äußerlich und formal. Wieweit der Geist des Kaiserreiches
allerdings auchdie neue Republik bestimmen sollte,seidahingestellt.In
jedemFall aber stellte die Weimarer Republik einGebilde dar, das sich
trotz vielerKontinuitäten innerlich undäußerlich vom alten Kaiserreich
deutlichabsetzte.

Ferner wurde mit der Revolution der ErsteWeltkrieg beendet. Dies
isteine Tatsache,die für dieRevolution wie für die neueRepublik von
großer Bedeutung war,zugleich aber auch eine schwere Hypothekdar-
stellen sollte. DieRevolution setzte ein,als der Krieg,auch für den bor-
niertesten Nationalisten sichtbar,endgültig verloren war.Daß intime
Kennerdes Kriegsgeschehensbereits seit derMarneschlacht vom Sep-
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tember 1914 ahnten,daß das Kaiserreich den Kriegnichtmehr würde
gewinnenkönnen,steht aufeinem anderen Blatt. Der Friede-von der
neuen Republikausgehandelt-kam allerdings unterBedingungenzu-
stande,die sichdie meistenDeutschen nicht hatten vorstellenkönnen
und wollen.

Drittens schließlich -ausinnen- und sozialpolitischerPerspektive-
stellte die Revolutiondie Auseinandersetzungzwischen Arbeitern, Un-
ternehmernundStaat, die das Kaiserreich lange Jahrzehnte inAtem ge-
haltenhatte,auf eine neue Ebene.Die fast fünfzigjährigen Bemühungen
derArbeiter und ihrer wirtschaftlichenundpolitischen Organisationen,
politisch vollanerkannt zu werdenund das staatliche Geschehen in
ihremSinne mitgestalten zukönnen,gelangtenmit derRevolution ans
Ziel.Dasneue Staatsgebilde stellteeine sozialakzentuierte parlamenta-
rische Demokratie dar, inder Sozialdemokratie und Freie Gewerkschaf-
ten integrativer Bestandteil des Systems wurden.Konnten -so wäre da-
her zu fragen-die Revolutionäre dahernicht stolz auf ihre Erfolge
sein?

Zum weiteren Vorgehen:Zuerst werde icheinige sehr knappe Be-
merkungenzur „revolutionärenSituation" machen,also zudem Pro-
blemkreis,ob und inwieweit dieUmstände für eine erfolgreicheUm-
wälzungvon Staat undGesellschaft tatsächlich gegeben waren.Darauf
folgt einekurzeBeschreibungdes Ausmaßes der Veränderungen— mit
einer knappen Bewertung. Schließlich soll derFrage nachgegangen
werden,ob es möglicherweiseeinen„drittenWeg" zwischen der ra-
schen Errichtungeiner parlamentarischen Demokratie aufder einen und
derallgemein abgelehntenInstallierungeines Rätesystemsaufder ande-
ren Seite gegebenhat,einen Weg, dernichtnur in denKöpfentheoreti-
sierender Historiker besteht,sondern ansatzweise auch inder Revoluti-
onselber diskutiert wurde undeinepraktische Rolle spielte.

Als Beispiel für einen solchen „drittenWeg"soll München stehen.
DieEntwicklung in der kurzen „Regierungszeit"Kurt Eisners,also vom
November 1918 bis MitteFebruar 1919, demZeitpunkt der Ermordung
Eisners,kann -so die These-dafür stehen, wieeinmöglicherdritter
Weg-dessen Existenzvon verschiedenen Historikernauch heute im-
mernochbestritten wird-hätte aussehen können.

2.DieExistenz einer revolutionären Situation ist zu allen Zeiteneine un-
verzichtbare Voraussetzung für einen erfolgreichenUmsturz gewesen.
Eine Revolution hat nur dann Chancen,sich durchzusetzen,wenn die
Umstände einen Erfolggrundsätzlichmöglichmachen,wennalsodie
„strukturellenVorbedingungen" für einemöglicheUmwälzungerfüllt
sind. Die geeigneteSituationist also eineunabdingbare, wennauchkei-
ne hinreichende Bedingungfür eineerfolgreicheRevolution-wie das
deutsche Beispielbelegt.

Imallgemeinen kann mandavon ausgehen,daß revolutionäre Be-
dingungen dann gegebensind, wenn das staatliche Gleichgewicht eines
politischen Systems (indiesem Falle also des Kaiserreiches)gestörtist
undalle Versuche,es wiederherzustellen,scheitern. Desweiteren spielt
eine erhebliche Rolle,daß derMacht- undAutoritätsverlust der „politi-
schen Klasse" sogroß geworden ist,daß er nahezu irreparabel erscheint.
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Schließlich ist von gravierenderBedeutung-unddamit wird ein Blick
aufdie „Revolutionäre"geworfen-,daß eine kraftvolle,unverbrauchte
undmoralisch unbelastete Opposition bereitsteht,die die Macht über-
nehmen kann undvor allemdies auch will.

AufdasspäteKaiserreich bezogen,kannmansagen,daß wesentli-
che Voraussetzungengegeben waren. Zwar sahesaufden ersten Blick
noch imSommer 1918ganz anders aus.Das Reich wirkte wieein gefe-
stigtesGebilde. Tatsächlichaber trafdas nicht zu.Einige Beispiele: Der
sozialdemokratisch organisierten Arbeiterschaft war etwa,obwohl sie
seit demJahre 1912 im Reichstag die stärksteFraktion stellte,die politi-
sche Mitwirkungimmer nocherheblich beschnitten. Das gilt für das
Reich,vor allem aber auch für dieLänder unddie Kommunen. In
Preußen, das fast zweiDrittel des Reiches ausmachte, wurdedie Sozial-
demokratie durchdasplutokratische Drei-Klassen-Wahlrecht praktisch
marginalisiert. Im allgemeinenwurde aufsozialdemokratische Interes-
sennur so lange widerwilligeingegangen,als damit nicht die grundsätz-
liche Pariastellungder Parteiabgebaut wurde.Es gab dabei allerdings
ein deutlichesNord-Süd-Gefälle. DieLänder südlich desMains hatten
aufdem Weg, die Sozialdemokratie indaspolitische Systemzu integrie-
ren,bereits deutliche Fortschritte gemacht.

An dieserKonstellationkonnte auch die anfängliche sozialdemokra-
tischeZustimmung zumdeutschen „Verteidigungskrieg"nichts ändern,
eine Zustimmung, durchdie zeitweise eineneuenationale „Volksge-
meinschaft" zu entstehen schien.Die gesellschaftlichenBruchlinien
verschärften sich jedochbaldmassiv,nicht zuletzt deswegen, weil die
sozialdemokratischen Arbeiter zwar als „Deutsche"-als die sie der
Kaisernun großzügig akzeptierte- ihrenBlutzoll für das Reichunddie
bestehende Gesellschaftsordnung erbrachten,Anerkennung,Gleichstel-
lungundMitbestimmungaber weiterhin nicht erhielten. Ihre ökonomi-
sche Situation verschärfte sichvon Jahr zu Jahr,sodaß manzuRecht
voneiner sich vertiefendenKlassengesellschaftgesprochenhat.2 An
eine Änderung desundemokratischen preußischen Wahlrechtes,immer-
hineineMöglichkeit,die politische EmanzipationderArbeiterzu för-
dern,wurde jedochzukeinem Zeitpunktgedacht. Esblieb für dieUn-
terschichtenmithinnur die Erkenntnis,die hohenOpfer umsonstbrin-
genzu sollen.

Damit wird deutlich,daß die Versuche,einen Ausgleichzwischen
den verschiedenen Gruppen der Gesellschaftherbeizuführen, erfolglos
bleibenmußten. Ein Erfolg wärenur dann möglichgewesen,wenn es
substantielle Zugeständnisse an die Arbeiter gegebenhätte.Dazuaber
konnten sichdie Herrschenden nichtaufschwingen.Mehr alseinenur
unwesentlicheBeteiligung an derMacht wurde nicht zugestanden.Sub-
stantielle Angebotekamen viel zu spät.Alsdiekonservative Verfas-
sungsreformschließlich im Oktober 1918 „vonoben"eingeleitet wurde,
konnte siedie Monarchienicht mehr stabilisieren. Statt systemerhaltend
zu wirken, wurde die Reform gleichsam zum Sprungbrett für die Revo-
lution.

Auch dieAutorität und die Machtdes Staates verfielen währenddes
Krieges in dramatischer Weise.Die kaiserlichenRegierungenunterwar-
fen sich den Bedingungen desbestehenden Wirtschaftssystems, für das

2 Kocka, Jürgen: Klassengesellschaft im
Krieg. Deutsche Sozialgeschichte 1914-
-1918, Göttingen,2. Aufloge 1978.
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Privatbesitz an Produktionsmitteln und Gewinnmaximierungden Motor
darstellten. Zugleichunterwarfsich die Politik denmilitärischen „Not-
wendigkeiten"alsoden „Kriegsherren"Diedadurch bedingte partielle
Ohnmacht inökonomischenundspäter auchin politischenFragenengte
denstaatlichen Handlungsspielraum entscheidend ein. Das Reich ähnel-
te einerMilitärdiktatur.

Aus sozialer Sicht warbesonders folgenreich,daß der Staat undsei-
ne Organedurch das bestehende Wirtschaftssystem darangehindert
wurden,die wachsenden Spannungen in der Gesellschaft zu entschärfen
oder doch wenigstenszu überbrücken, wenn dasangesichts der sozialen
Vorstellungenderherrschenden Elitenüberhaupt möglichgewesen
wäre.Dadurch verlor der Staat immer mehr an Sympathien,bis er von
vielenArbeitern nurnoch „alsBüttel des Kapitals" oder als „Handlan-
gerderMilitärs" wahrgenommenwurde.

Auch die letzte Voraussetzung für einerevolutionäre Situation,eine
starke Opposition, diebereit und willens war,die Führung der Revoluti-
onzu übernehmen, schien zu existieren.EineAlternative zumkaiserli-
chen Systemstand bereit, nämlich die deutsche Sozialdemokratie mit
ihrer Zukunftsvorstellung, eine sozialeundparlamentarische Demokra-
tieinstallieren zu wollen.Dort würde die Arbeiterschaft,so die Vorstel-
lung ihrer Theoretiker,den ihr gebührenden Platzeinnehmen unddie
Macht von Kapital und Militarismus brechenkönnen.

Alles schien für diesen neuen Staat vorbereitet zu sein.Millionen
vonMenschen hattenauf ihngewartet,Tausende von Funktionären hat-
ten sichin Parlamentarismus undVerwaltungbereits imKaiserreich
„eingeübt" in der Selbstverwaltungund in derKommunalpolitik politi-
sche undbürokratische Erfahrungengewonnen,waren sachkundig,
schienen zudemgenau zu wissen,was sie wollten. Die Gefahr,daß nach
einergeglückten Revolutioneine AuswechslungderEliten nichtmög-
lich sein werde, schien mithin weitgehendausgeschlossen.

Nicht zuletzt:DieMasse der sozialdemokratischen Führer hatte sich
imKriegenicht durch ausufernde Forderungendiskreditiert,hatte in der
maroden Mängelverwaltungkeine Rolle gespielt und auchdie militäri-
sche Niederlagenicht verschuldet.Im Gegenteil: Sozialdemokratische
Soldaten hattennicht wenigermutigalsandere gekämpft unddamitbe-
wiesen,wie hoch sie das deutsche „Vaterland" schätzten.Alles drängte
gewissermaßen aufeinen Machtwechsel hin.

Damit stellt sich die Frage,warum es trotzdieser scheinbar optima-
lenVoraussetzungennicht zu einer geglückten Revolution kam. Warum
blieb der Umsturz vor wichtigenEntscheidungen stehen, warum wurde
dieRevolution nichtbis zum endgültigen Erfolg gewagt?Diese Proble-
me sollen im folgendenimMittelpunkt stehen.

3.Eine chronologischeBetrachtung der deutschen Revolution-ein er-
ster Schritt und eine Vorbedingungfür eineanalytische Betrachtungs-
weise- führt bereits zueiner Beobachtung,die schonden Beginn der
Revolution gewissermaßen mit einemFragezeichenodermiteinem Ma-
kel versehen muß.

Die Revolutionkonnte sichnicht entfalten unddurchsetzen,weil sie
bereits beendet wurde,ehe sierichtigbegonnenhatte-sokann man zu-
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sammenfassend feststellen. Diejenigen inDeutschland,die dazu beru-
fen gewesenwären,den kaiserlichenEliten dieMacht zu entreißen und
sichselbst an ihreStelle zu setzen, die Sozialdemokraten also,glaubten,
bereits vorAusbruch derRevolutionam Ziel ihrer Wünsche zu sein.Sie
waren sich sicher,bereitsso vielMacht inden Händen zu halten,daß sie
weitereKompetenzennichtmehr benötigten.

Damit ist die Kabinettsumbildungvom Oktober 1918 angesprochen.
Diese wurde vondenmilitärischenDiktatoren Deutschlands,Hinden-
burgundLudendorff,angesichtsder militärischenNiederlageDeutsch-
lands gefordertundschließlich auch durchgesetzt,nachdemihre Kriegs-
politik aufder ganzenLinie gescheitert war. DasDeutsche Reich sollte
damit -nichtzuletztaus taktischenGründen, mit demBlick aufdas
Auslandundvorallemdie USA-„parlamentarisiert" werden. Damit
wollte man bessere Friedensbedingungenerreichen. DieParteiender
Linken undder Mitte (Zentrum,Fortschrittspartei undgemäßigte Sozi-
aldemokraten), diedieMehrheit imReichstagbesaßen, wurdendaher
an der letzten kaiserlichenRegierungdes PrinzenMax vonBadenbetei-
ligt.

Diese Beteiligungan dem„bankrotten Unternehmen" kaiserliches
Deutschlandhatte insgesamtnegative Folgen: Zum einen bewirkte sie,
daß die deutsche militärische Niederlage,die ja vomkaiserlichen
Deutschlandund seinen Eliten alleinverschuldet worden war,von der
neuen Regierungals Hypothekmitübernommen wurde.Diedemokrati-
schenParteien konnten fortab von ihren Gegnernmit dieserNiederlage
inVerbindunggebracht werden.Das kaiserlicheDeutschland verließ
gewissermaßen erhobenen Hauptes-unbesiegt, wie manspäter frech
undgegenbesseres Wissen behauptete-das Schlachtfeld. Das Erbe der
eigenenKatastrophenpolitik überließ man der Sozialdemokratie und
stahlsich damit aus der Verantwortung.

Zum anderenbedeutete die Annahme des Angebots,sichaneiner
kaiserlichenRegierung zubeteiligen, daß mangleichsam aufeinen
„Gnadenakt" vonoben eingingunddie Neuerungennicht selber errun-
genunddurchgesetzthatte.Diedeutsche Tradition obrigkeitsstaatlicher
Gnadenerlasseund einer „defensivenModernisierung"3 setzte sichalso
bis zum Oktober 1918 fort. Allerdings-unddas muß man betonen-
warein System wie das 1918 von oben dekretierte in der Tat das erklärte
ZielderMehrheitssozialdemokratiegewesen.Entgegenaller verbalen
Deklarationen erstrebte diePartei keine „sozialistischeDiktatur,son-
dern mehrheitlich eine parlamentarische Demokratie miteiner sozialen
Färbung;an mehr Revolutionäres warnicht gedacht.

Insofern war der Einstieg der Sozialdemokratie indas sinkende
Schiffdes Kaiserreichesmit dem Selbstverständnisder Partei durchaus
inEinklang zubringen.Man war sich sicher,mit der Regierungsbeteili-
gung daserreicht zu haben, wofür mandie letztenJahrzehnte vergeblich
gerungenhatte.Man wurde fortab vonden Eliten als politikfähigakzep-
tiert.Das war es,was manals Sozialdemokrat gewollthatte.

Das Problembestand allerdingsdarin,daß angesichts der Umstände
imOktober 1918 einsolches Ergebnis keineswegsoptimal war.DerEr-
folg,den derEintritt vonSozialdemokraten in eine Reichsregierung
zweifellos bedeutete,mochte inFriedenszeitenundineinem anderen

3 Vgl.hierzu Hans-Ulrich Wehler: Deutsche
Gesellschoftsgeschichte. Erster Band: Vom
Feudalismus des Alten Reiches bis zur De-
fensiven Modernisierung der Reformära
1700-1815, München 1987.
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politischen Kontext den Zielen sozialdemokratischer Politik durchaus
entsprochenhaben. Er mochte auchzu anderen Zeiten Chancen für die
Zukunft sozialdemokratischer Politik besitzen,nämlich eine allmähli-
che Reformierung des kaiserlichen Systems zubewirken.Zu demgege-
benen Zeitpunktpaßte dieseBescheidenheit jedochnicht mehr zu der
bestehenden „revolutionären"Situationundzu den realen Möglichkei-
tender Arbeiterbewegung.

Zudem vertrug sich eine solche Haltung auchnicht mit dem Willen
derMehrheit der sozialdemokratischen Sympathisanten, soweit man
das heute noch feststellen kann.Die deutscheArbeiterschaft war nicht
mehr diederVorkriegszeit.DerKrieghatte vieles verändert undnicht
zuletzt die Klassenspannungenverschärft.4 Zudem besaß die „alte"So-
zialdemokratie inzwischenlinke Konkurrenzorganisationen,die USPD
(Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands) undden Spar-
takusbund. Das„Monopol aufSozialismus" war mithin verloren. Die
linke Konkurrenz war jedochgewillt, die gemäßigte Politik derMehr-
heitssozialdemokratie(MSPD) zubekämpfen,zu Aktionenaufzurufen
und-wenn nötig-die Revolution weiterzuführen, um den alten Staat in
seinen Grundfesten zu zerstören.Solidarität -das sozialdemokratische
Zauberwort für manche Konfliktunterdrückung innerhalb der eigenen
Mitgliederschaft -war von solchen Konkurrentennicht mehr zu erwar-
ten.

Ausdieser Konstellation ergibt sich bereits der„verunglückte" Be-
ginnder Revolution. Sie wurde von derMehrheitssozialdemokratie
nichtmit Mut und Engagement vorangetrieben,sondern eher zögernd
und widerwillighingenommen, von einer MSPD, die sich,gedrängt von
denkonkurrierenden Organisationen undeinerpolitisch mobilisierten
Arbeiterbewegung,nurungern zumMitmachen bewegenließ. Es waren
daher auch nicht revolutionäre sozialdemokratische Funktionäre oder
aktiveGewerkschaftsführer, die dielabile Situation zurRevolution nut-
zen, sondernmeuternde Matrosen. Am28.Oktober revoltierteninWil-
helmshaven Tausende von Matrosen,am3.November Matrosenund
Soldaten inKiel.Am 6.November wurden inHamburgund BremenAr-
beiter-undSoldatenräte gebildet.Am 7.November riefKurt Eisner in
München die Republik ausundbezeichnenderweise erreichte erst am 9.
November die revolutionäre Welle schließlich auch Berlin,das Zentrum
der deutschenArbeiterbewegung.Eher der revolutionären Not gehor-
chend als ausinnerer Überzeugung - vorallemaber um „Schlimmeres"
zu verhüten (was eigentlich?)-,riefdaraufhin der sozialdemokratische
Parteiführer Philipp Scheidemann die deutsche Republikaus.

Bereits einen Tag späterwarallerdingsnach Meinung der Mehr-
heitssozialdemokratie allesinbesteBahnen geleitet.Es war dasneue
Kabinett der Revolution gebildet, der sechsköpfigeRat der Volksbeauf-
tragten.Obwohl alle sozialistischenKräfte durchdenVerlauf der Ereig-
nisse völligüberrascht und auf denplötzlichenZusammenbruchdesal-
tenSystems keineswegsvorbereitet waren,schien mit der Etablierung
des Rates die Revolution dasMachtmonopol errungenund diebeiden
stärksten Gruppierungender organisierten Arbeiterbewegung(USPD
und MSPD) dieMacht übernommen zuhaben. Zugleichschien auchdie
Spaltungder Arbeiterbewegung-mit Ausnahme allerdingsdes organi-

4 Hierzu Kocka, Jürgen: Klassengesell-
schaft im Krieg. Deutsche Sozialgeschichte
1914-1918.
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satorisch immerhinnach wie vorbei der USPDeingebundenenSpar-
takusbundes,der späterenKPD-überwunden zu sein.Die Revolution
hatte ganzoffensichtlich gesiegt.Diealten Eliten schienenentmachtet
undzittertenvor weiterenrevolutionären Aktionen. Alles war zurEr-
richtungeines ganz neuen Staatswesens vorbereitet.

4.Was aber wollten die „Revolutionäre"?An der Beantwortung dieser
Frageläßt sichzeigen,daß eine Revolution nachAuffassungder MSPD
garnicht stattfinden sollte. Für sie war die Lage klar. Bereits dieNo-
vemberrevolution war ihrerMeinung nachschädlichgewesen,weil
durchsie die „ruhige"und „sachgemäße" Lösungder- in der Tat-auf
dieneueRegierungdrückenden schwierigenProbleme gestörtwurde.
Esgaltdie zurückkehrenden Soldaten in dieGesellschaft zu integrieren,
die Bevölkerungmit demNotwendigstenzu versorgen, die Kriegs-auf
Friedensproduktionumzustellen,die Arbeitslosigkeiteinzudämmenund
nicht zuletzteinenehrenvollen Friedenauszuhandeln. Revolutionäre
Unruhen,so die Ansicht der Führer derMSPD, würden dabei nur stören.

Die zukünftige Entscheidungüber dieGestaltungder Politik sollte -
unddamit befand sichdie MSPD inÜbereinstimmung mit ihrerbisheri-
genPolitik -eine neue,nach demokratischen Regelnzu wählende ver-
fassungsgebendeNationalversammlung übernehmen. Ob dadurch der
historischeMoment verpaßt würde, sofortundohne Umschweife jahr-
zehntealte,noch weitergehendesozialdemokratische Forderungen
durchzusetzen und entscheidende Weichen für dieZukunft zu stellen,
interessiertedie Parteioffenbar nicht. Eine strukturelle Absicherungder
ErrungenschaftendesUmsturzesmit Hilfe der mobilisierten oder doch
leicht zumobilisierenden Bevölkerunghielt dieMSPD für überflüssig,
wennnicht gar für schädlich. Zusätzliche Institutionen,in denen Arbei-
terund Soldaten über ihren Einfluß im zukünftigen Parlament hinaus ei-
nendeutlich bestimmenden Einfluß besaßen, lehnte sieganz offensicht-
lich ab.

Der Wechselan der Staatsspitze und bei wichtigenpolitischen Insti-
tutionenreichte derPartei aus.Es schien ihrunnötigzu sein,bereits in
dieser Phase (wannaber wohl sonst?) denalten Machtapparat zu zer-
schlagen,die Strukturen des preußisch geprägtendeutschen Militärs
grundsätzlichumzugestalten,das Wirtschaftssystem, das die sozialen
Forderungender Partei finanzieren sollte unddementsprechendinZu-
kunft starkbelastet werden mußte, entscheidendzu verändern.Nicht
einmal einesofortige EnteignungdesGroßgrundbesitzes undder
Großindustrie (klassische sozialistische Forderungen)wurde in Aus-
sieht gestellt. Wenn einepolitische Gruppierung in Deutschlandunrevo-
lutionär undohne das wichtigeGespür für Machtfragen war,dann war
das die deutsche Sozialdemokratie des Jahres 1918.

Andere Ziele und eineandere Strategie verfolgte demgegenüber die
zahlenmäßig kleine sozialistische Gruppe des Spartakusbundesum
RosaLuxemburgund KarlLiebknecht. Obwohl ebenfalls vonderEnt-
wicklung überrascht, obwohlnur von einer kleinen Minderheit unter
denArbeitern unterstützt, reagierte sie sofort.Der Spartakusbund streb-
te eingrundsätzlich verändertes, einRäte-Deutschlandan.Dieses neue
Deutschland sollte scharfmit derbisherigenPolitik brechen. Das künf-
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tigeGesellschaftssystem sollte aber-unddasist zubetonen -nicht mit
Gewalt von einerMinderheit einerMehrheitaufgezwungenwerden, wie
eskurz zuvor inRußland geschehen war.Daskann manaufgrund der
gegenwärtig bekannten Quellenlage in dieser frühen Phase eindeutigfür
die Mehrheit der Führer undAnhänger desSpartakusbundes sagen.

Die Politik richtete sich allerdings wieselbstverständlich gegendie
bisher dominierenden EliteninPolitik,Wirtschaft undMilitär. Sie
berücksichtigte damit -das läßt sich ausheutiger Sicht deutlich erken-
nen -hellsichtig die tatsächlichen Machtverhältnisse inDeutschland,
realistischer jedenfalls,als es dieMSPD tat. DerKonflikt,nicht aber die
Kooperation war damit vorprogrammiert. Durchgesetzt werden sollte
dieses Konzeptdurch ein ständiges Vorantreiben der Revolution und
einepermanente Politisierung der unteren Bevölkerungsschichten.

Indieser frühen Phase derRevolution wurde weder von denFührern
noch den Anhängern des Spartakusbundesein „bolschewistisch-diktato-
risches" System angestrebt.DieAlternative „Bolschewismus"gegen
„parlamentarische Demokratie" bestand zu diesemZeitpunkt keines-
wegs,obwohl genau dasspäteroft behauptet werden sollte. Zunächst
ginges vorallemum dieFrage, wie diebisherigenErrungenschaften
des Umsturzesgesichert werdenkonnten,und -das warnoch wichtiger
-wiedie Revolution weiter vorangetrieben werden sollte,umdie Macht
der alten Eliten wirklich langfristigzubrechen.

Einnatürliches Hindernis gegen ein radikales Rätesystemnach rus-
sischemMusterbestand schon darin,daß derenVertreter inkaum einem
der sich neubildenden Räte einen Sitz,geschweige denn die Mehrheit
erringenkonnten. Die bestehenden Rätesetztensich-überspitzt ausge-
drückt -aus Menschen zusammen, die entweder gar nicht wußten, was
ein(„sowjetisches")Rätesystembedeutete,oder aber dieMacht der
Räte von vornherein geringhalten wollten. Im übrigen warenes meist
AnhängerderMSPD.Eine solcheAnalyse warallerdings für dieZeitge-
nossenschwierig zu erstellen.Die machtvollen Straßendemonstrationen
desSpartakusbundestäuschten eine viel größere Anhängerzahl vor,als
dieGruppe tatsächlichbesaß. Insofernwar die Furcht vor derTätigkeit
desSpartakusbundes,die inden Reihen derMSPDbestand, nicht unver-
ständlich. Für den tatsächlichen Handlungsspielraum derAkteure und
dieAnalysedes Historikers ist dies jedochnahezuohne Belang.

Zwischen diesen beiden Gruppierungenagierteals dritte sozialisti-
sche Kraft die USPD.Sie war,anders als der Spartakusbund, einebe-
deutendepolitische Größe.Die Partei hatte aber- imUnterschied zur
MSPDund zum Spartakusbund-keine einheitliche politische Konzep-
tion.EinTeilihrer Sympathisanten tendierte zuden Ideen Rosa Luxem-
burgsund KarlLiebknechts,ein anderer Teilbefürwortete eher die Posi-
tionender MSPD,auch wenn er dieEinberufungeinerNationalver-
Sammlunggernnoch ein wenighinausgezögerthätte. Er hätte eslieber
gesehen, wenn zuvornoch stärkere Weichen inRichtung einer soziali-
stischen Demokratie gestellt worden wären. Hier zeichnete sichso et-
was wieein„dritterWeg" in die Moderne ab. Wie diese Zukunft aller-
dings aussehensollte,wußte fastniemand innerhalb der USPDzu sa-
gen.Das war dasentscheidende Manko der Partei.

Unter diesen Umständen war dieRegierungder Volksbeauftragten-
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so läßt sichaus heutigerSicht feststellen-geradezuzum Scheitern ver-
urteilt.Deneinzig vorwärtsweisenden Schritt,dendieMSPD tun woll-
te,dieschnelle Einberufungeiner konstituierenden Nationalversamm-
lung,reichte der USPDnicht aus.Eine konstruktive Diskussiondarüber
jedoch,ob eine solche Einberufungmöglicherweisezuverschiebensei,
war für die MSPD nicht möglich.Sie fürchtete denständigen Druck des
Spartakusbundes.Dieser wiederum sah mit wachsender Nähe zum
Wahltermin seinen Einfluß schwindenund führte sich dementsprechend
immer aktionistischer auf.

DieFurcht vor demSpartakusbundund die Angst vor „der" Straße,
einPhänomen,das deninPartei undGewerkschaften groß gewordenen,
diszipliniertenFunktionären ein Greuel war-nicht aber dieFurcht vor
derReaktion-diktierte daher dieHandlungsstrategienderMSPD. Ihre
Volksbeauftragten ließen sich folglich immer mehr nach rechts zu den
altenkaiserlichenEliten abdrängen. Genaudies aber mußte zumAuslö-
ser für den Bruchdes Bündnisses mit derUSPD werdenundzugleich
große Teile der eigenenAnhängerschaftbeunruhigen.

Viele Arbeiter erwarteteneinstärkeresEintreten für mehr Demokra-
tie- trotzder überwältigenden ZustimmungzurEinberufung der Natio-
nalversammlung. Sie erwartetendurchgreifendeReformmaßnahmen
zurSicherungdes parlamentarischenSystems, zur Demokratisierung
derWirtschaft undzum Schutz der sozialenErrungenschaften-wiedie
Diskussionen imDezember aufdem 1. Reichsratekongreß inBerlinbe-
wiesen.Die meisten,die dies forderten, waren jedoch-um esnochein-
malzubetonen -AnhängerderMSPD und keine wilden sowjetischen
„Anarchisten"

Eine Folgeder eskalierenden Auseinandersetzungen,die sich voral-
lem wegender Haltungder MSPDzumMilitär verschärften,war
schließlich der Austritt der USPD aus der„Regierung"Dieäußerste
Linke wiederum,die sicham 1.Januar 1919 als KPDkonstituierte,be-
reitete schließlich -als Gegenreaktion— den „Januaraufstand"vor.Das
wiederumbestätigtedieMSPD in ihrerKommunistenfurcht und trieb
sieimmer weiter in dieArme der altenMächte, vorallem der Armee.
Mit demblutigen Triumphder Regierungstruppenüber die „linkenAn-
archisten" rückten MSPD undkaiserlichesMilitär endgültig zusammen.
Das spaltete die Arbeiterbewegungirreparabel.

DerKampfumdie Staatsform undumdie Ziele der zukünftigen Po-
litik war damit endgültig zueinerAuseinandersetzungzwischenden
verschiedenen Flügeln des Sozialismusgeworden.Gewinner dieser
Auseinandersetzungenwaren diebürgerlichen unddie konservativen
Kräfte,mit denendie MSPD fortab mehr undmehr zusammenarbeitete.
Mit ihnen konnte aber kein sozialistischer Staat installiert,sondern im
bestenFalle einekonservativ angehauchtebürgerliche Demokratie be-
wahrt werden.

Die Wahlen zurNationalversammlungbestätigten diesenTrend: Die
MSPD konnte zwar ihreherrschendeStellung festigen;sie erhielt etwa
38% aller Stimmen-mehr als jemals zuvor.Dies war aber selbstmit
den 7,7% Stimmen der USPD nicht genug,um aufparlamentarischem
Wege eine grundsätzlicheUmgestaltungdes Staates durchsetzen zu
können.DieNationalversammlung besaß eine bürgerliche „Blockade-
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Mehrheit" mit der zusammenzuarbeiten die Sozialdemokratie inZu-
kunft gezwungenwar.

Die Partei schiendies jedochnicht zu stören.Immerhin schiendas
neue Weimarer System fast alles zu erfüllen, wasdie von ihr gewünsch-
tebürgerliche parlamentarische Demokratie ausmachte. DieEinheit der
Nation war bewahrt,eine freiheitliche demokratische Verfassunginstal-
liert worden,derdeutsche „Sonderweg"schien für immerbeendet. Die
politischen Institutionen unddie ihnen zugrunde liegendenNormen hat-
ten sich verändert.Eine vergrößertePartizipationsmöglichkeit für alle
und derAbbau der Herrschaft wenigerüber die Mehrheit schien er-
reicht,unddas alles in relativ kurzer Zeitund (fast) ohnegroßes Blut-
vergießen.

Vieles war also durchgesetztworden,aber ebenzu wenig-gerade
angesichts der vorhandenen Chancen.DieMöglichkeit,Verwaltung,
Wirtschaft,Militär undPolitik radikal zu demokratisieren,blieb unge-
nutzt.Der von derMSPD eingeschlageneWeg führte nicht weit genug.
Entscheidendblieb,daß sichnur an der „Oberfläche"etwas getanhatte.
EntscheidendeNeuerungen,so etwader komplette Austausch der Herr-
schaftseliten und einschneidende Maßnahmen immilitärischen und so-
zioökonomischenSystem,kamen nicht zustande.Nicht zuletzt deswe-
genstanddie Weimarer Republik vonAnfang an auf tönernenFüßen.
Die zögerlicheund nur oberflächliche Veränderungdesobrigkeitsstaat-
lichen Systems des Kaiserreiches,bei derdie alten,der Demokratie
feindlichen Eliten in ihrenStellungen verharren und schon bald wieder
inHerrschaftspositionen gelangenkonnten,hat den Untergangder Wei-
marer Republikmitverursacht.

Zwar folgte imJahre 1919noch ein zweiterevolutionäre Phase,ge-
tragen voneiner linken sozialistischenGruppierung,nicht etwavon den
Räten oder gar der MSPD.Diese erlangtezeitweise imRuhrgebiet eine
erhebliche Bedeutungund wirdhäufigalsdie eigentliche deutsche Re-
volution bezeichnet. Hiergewannen tatsächlich radikalisierte politische
Vorstellungendie Oberhand. Esgingumeine vollständigeVeränderung
despolitischen und wirtschaftlichen Systems- insofernum revolutionä-
re Zielsetzungen.Damit wurde der CharakterderbisherigenBewegung
in der Tat völligverändert und revolutionäreDynamik entwickelt. Was
dieserBewegungjedoch fehlteund was sie zum Scheiternbringenmuß-
te, war diemangelndeVerankerungin derbreitenBevölkerungim ge-
samtenReich. Imbesten Falle hätte es alsostatt zu einer Revolution
zumPutsch einer Minderheit kommenkönnen.

5.Anders als imReich insgesamt verlief dieEntwicklung allerdings in
Bayern, unddort voralleminMünchen. Umdie Jahreswende 1918/19
zeigte sichdort,wohineine „deutscheRevolution" hätte fuhrenkönnen,
wenn siein ihrer Dynamiknicht so früh verebbt wäre. DasBeispiel ei-
ner stärkerenUmwandlung desbestehenden Systems mitHilfe vonRä-
ten— wie inBayern vonKurt Eisner ansatzweisebegonnen-zeigt, daß
große Chancen vorhanden waren,aber,wenn auch nicht geradeleicht-
fertig, so doch faktisch undmit fataler Langzeitwirkung,vertanwurden.

DasBeispielMünchen und Eisnerbelegtzudem, welche Mißver-
ständnisse über die Ziele derRätebewegungdes Jahres 1918 damalsbe-
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standenundauch heute noch bestehen,wenn mandenn überhaupt von
einerallgemeinen Zielsetzungderjenigensprechendarf, dieein solches
System favorisierten. DieMitarbeit von Räten mußte, umes noch ein-
malzubetonen,keineswegs zum „Bolschewismus"führen. Im Gegen-
teil,die Räte konnten demokratische Kräfte sein, die denWegzurEr-
richtungeiner stabilenparlamentarischen und sozialenDemokratie hät-
tenebnen können.Dies wäre möglicherweiseein „dritter Weg"gewe-
sen,dervielleicht die Weimarer Republik gegenihre Feinde hätte stabi-
liseren können.

Wie sahnun dieser „dritteWeg" zwischeneiner sofortigenErrich-
tungdesparlamentarischen Systems undeiner antiparlamentarischen
InstallierungeinerRäte-Diktatur nachsowjetischemVorbildaus? Die
Vorstellungen,die dem „System Eisner" zugrundelagen,gingen vonei-
ner dynamischen, lebendigen, ständigmit demVolkeinVerbindung
bleibenden „Basisdemokratie"aus, dieder repräsentativenDemokratie,
die inDeutschland nochohne tiefere Verwurzelung war, in einer ersten
Phase vorgeschaltetoder beigegebenwerden sollte. Die Hochschätzung
basisdemokratischer Entscheidungenscheint imübrigen in denletzten
Jahren auch in der Bundesrepublikan Bedeutunggewonnenzu haben,
wie die verstärkten Forderungennach Bürgerentscheiden zeigen.

Die verschiedensten Berufsstände sollten Räte, alsopolitische Orga-
ne aufuntererEbene,wählen.Keiner,der bereit war,an demneuen
Staat in den Räten mitzuarbeiten,sollte ausgeschlossenbleiben. Diese
Aufforderung auchan diebürgerliche Mitte (und derenBereitschaft,
wenigstens inMünchen auch aktiv mitzuarbeiten) war eine deutliche
Absage an jede Form von proletarischerDiktatur.

Anstelle desinDeutschland nochungewohnten Parlamentarismus
solltenalso inder nächsten Zukunft denBürgern und Bürgerinnen nahe-
stehendeundvon ihnen legitimierteRäte die Demokratisierungvoran-
treiben,dasöffentlicheLeben inVerwaltungund Schule,beiMilitär,
Bürokratie undPolizei kontrollierenundsich mit Regierungsgeschäften
undder Selbstverwaltungbefassen. DieRäte warenallerdings nicht als
einzigeExekutiv- und Legislativ-,wohl aber als ständigeKontrollorga-
negeplant.Sie sollten das Volk zurMündigkeit, zurPolitikfähigkeit er-
ziehenund daraufachten,daß seine Interessenunmittelbar von Parla-
mentund Regierung, dieauch imneuenSystemvorgesehen waren,auf-
genommen wurden. Eisnerwollte mithin die klassischeparlamentari-
sche Demokratie keineswegsabschaffen,sondern diese durch dieRäte
„ergänzen"und erst funktionsfähigmachen. Wenn sich das parlamenta-
rischeSystem etabliert haben werde,konnte sich die Funktion der Räte
verändern. Es war dannauch möglich,daß sieganz überflüssig würden.

Eine Diktatur der Räte über das Parlament stand alsonicht zur Dis-
kussion. Dieses sollteaber auch nicht unabhängigvonden Räten ent-
scheidenkönnen.Eisnerbeabsichtigte mithin eineKombination von
Räteherrschaft undparlamentarischer Demokratie,eineFormel, die der
späterenHistoriographie, die die politischenAlternativen von 1918/19
auf„Räterepublik" oder „parlamentarische Demokratie" verkürzte, di-
rekt unddeutlich widerspricht.Eisner schwebteein ausbalanciertes Sy-
stemder Machtverteilung zwischen Parlament und Räten vor, wobei
den RätendieAufgabe zufiel,das Parlament mitzulenken und den

84 Karl HeinrithPohl DieRevolution von1918/19 inDeutsthland ]



Volkswillen direkt zuverkörpern,währenddas Parlament seine legisla-
tive Befugnis behalten,aber nicht unabhängigvom Willen der durch die
Rätedirekt vertretenenVolksmeinung agierenkonnte. Dieses arbeitstei-
ligeModell sollte eine fortschreitende Demokratisierung erleichtern
unddie Erstarkung der Reaktion,die Eisner befürchtete undder das Par-
lament als „freischwebende" Institution zu leicht Vorschub leisten konn-
te, verhindern.

Im „Münchner System" Eisners wollte mansichalso nicht mitober-
flächlichen Korrekturen abfinden. Es gingvielmehr darum, die Bevöl-
kerung„politikfähig" zumachen,bevorman einparlamentarisches Sy-
stemendgültig etablierte. Hinter diesemModell stand sehrvielpoliti-
scher Scharfblick. Insofern ist die Kritik anEisner, die diesenhäufigals
„politischenScharlatan" abstempelt, durchaus verfehlt.5

DenHauptansatzpunkt für eine Veränderungder gesellschaftlichen
undpolitischen Zustände sahEisner ineiner permanentenpolitischen
Bildung der deutschenBevölkerung.Insofern warerein „unverbesserli-
cher"Pädagogeundzugleichein unerschütterlicher Optimist.6Die Bil-
dungsollte die Massenzupolitischer Urteilsfähigkeit undzur Wach-
samkeit gegenüber derReaktionbefähigen.Nureine politischaufge-
klärteBevölkerungwar seiner Ansichtnach in der Lage,Demokratie
ausfüllen undgestalten zukönnen.Er warinsofern Realist,als er er-
kannte,daß die deutsche Bevölkerungdavonnoch weitentfernt war.
DiesesUrteil unterschiedihn deutlich vonder MSPD,undmit dieser
Skepsishater zweifellos rechtbehalten. DieKonsequenzdaraus,revo-
lutionär fortwirkende Tatsachen zuschaffen,dieihrerseits immer wie-
der neue revolutionäre Tatsachenerzeugenwürden (inGestalt der Räte),
war insofernnur folgerichtig.

Zu betonen ist,daß der ökonomischeFaktor in diesemModell eine
höchstuntergeordneteRolle spielte. Für Eisner war der Sozialismus kei-
neNotwendigkeit,die sich aus den materiellen Verhältnissen ergab.Die
ökonomischenBedingungenwerteteer-unddamit hatte er sicherlich
Unrecht -nur als zweitrangig.Dieser Einstellunggegenüber dem Pro-
blem der Macht derWirtschaft lag, wie dieGeschichte seiner kurzen
Regierungszeitbelegt,eine gefährliche Unterschätzung der ökonomi-
schen Kräfte zugrunde.Insofernunterliefen ihmähnliche Unterlassun-
genwie derMSPD.

Wasihn vondieser unterschied,war die Strategie, zum Schutz der
entstehenden Demokratie, wenn schonkeine wirtschaftlichen,so doch
politische und pädagogische Sicherungendurchsetzen zu wollen. Damit
glaubteer eine ausreichende Vorsorge für den Bestand derparlamentari-
schen Demokratie getroffen zu haben. Obermit dieser Einschätzung,
die einen langenAtemerfordert hätte,richtiglag,kann heutenur sehr
schwer beurteilt werden.Dafür war das knappe Vierteljahr,in dem Eis-
ner wirkenkonnte,viel zukurz.

Immerhin,um ein wenigzu spekulieren:Eisnerhätte aufdiesem
Wege vielleicht daserreichenkönnen,wasdie Revolution inDeutsch-
land insgesamt nicht erreichte: Ihre Weiterführung unddie Sicherung
ihrer Errungenschaften. So aber blieb sieStückwerk, unvollkommen,la-
tent und bald auchspürbar gefährdet. Die Revolution bewirkte viel,aber
doch zu wenig,um inDeutschland die Prinzipien vonDemokratie und

5 Vgl.hierzu Eisner, Freyo: Kurt Eisner:
Die Politik des libertaren Sozialismus,
Frankfurt a.M. 1979, S. 205.
6 Pohl,Karl Heinrich/Grau, Bernhard: Kurt
Eisners Volksstaat. Zur Bedeutung der „po-
litischen Pädagogik,, in der Revolution von
1718/19, in: Beitrögezur Geschichte der
Arbeiterbewegung 4 (1995), S. 3-21.
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Freiheit rechtzeitigund langfristigstabilisieren zu können.Eindritter -
vielleicht erfolgversprechenderer-Weg wurde nicht gegangen.Aus
heutigerSichtkann mannur hinzufügen: leider.
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